 Herzlich Willkommen zur Lage der Nation Ausgabe Nummer 153 vom 16. August 2019.
 Wie immer, auf der einen Seite sitze ich, Philipp Banse, Journalist und Podcaster, wie ihr hört und wisst.
 Und auf der anderen Seite, Ulf Burmaier, Jurist von Haus aus, aber ja irgendwie auch Podcaster,
 dann muss es sagen, mit großer Freude auch Podcaster.
 Also nur ein Hobby ist es Gott sei Dank inzwischen nicht mehr.
 Ja, herzlich Willkommen schön, dass ihr wieder dabei seid.
 Wenn wir versuchen, euch die politischen Ereignisse in Deutschland und der Welt zusammenzufassen,
 wir möchten zunächst wieder darauf hinweisen, dass wir am 31. August nach Hamburg kommen,
 zu einer Lage live, auf die wir uns schon sehr freuen.
 Die Karten sind ausverkauft seit einer Weile, aber es wird ein Livestream geben und wer quasi virtuell live dabei sein möchte,
 der kann sich noch ein Abo klicken, auf unserer Soli-Plattform unter küchenstut.io/plus.
 Und in dieser Woche sprechen wir über eine ganze Reihe, bunter Themen, unter anderem natürlich,
 über das in politische Thema der Woche die teilweise weitgehende Abschaffung des sogenannten Solidaritätszuschlags.
 Dazu kommen wir nach einer kleinen Unterbrechung.
 Werbung
 Mindestens einmal im Leben werden die meisten von uns von Rückenschmerzen geplagt.
 Als Volkskrankheiten Nummer 1 in Rückenschmerzen der häufigste Grund für Arbeitsunfähigkeit.
 Am meisten verbreitet sind nicht spezifische Beschwerden,
 dabei wird kein konkreter, funktioneller Auslöser für die Probleme gefunden, sondern mehrere Faktoren,
 Stress zum Beispiel.
 Es gibt aber auch Kreuzschmerzen, die spezifische Ursachen haben.
 Es kann zum Beispiel Probleme bereiten, wenn die kleinen Gelenken an den Wirkelkörpern verschleißen
 oder wenn der Spinalkanal zu eng wird, also dieser Kanal durch den Rückenmark und Nerven laufen.
 Die neue Apothekenumschau stellt die häufigsten Diagnosen vor, erklärt, wie man sie behandelt
 und was Patienten auch selber tun können, damit es ihrem Rücken besser geht.
 Die neue Apothekenumschau jetzt in eure Apotheke.
 Werbung
 Ja und da sind wir wieder und schauen uns das Thema Solidaritätszuschlag an.
 Zunächst mal ein ganz kleiner Rückblick in die jüngere Geschichte.
 Seit 1991 gibt es den sogenannten "Soli".
 Das ist ein 5%-Gerzuschlag auf die Einkommens- und Körperschaftssteuer.
 Das heißt, erst berechnet man, wenn ich Einkommens- oder Körperschaftssteuer eine Privatperson oder eine Körperschaft,
 also zum Beispiel eine GmbH zahlen muss.
 Und dann kommt auf diese Steuer, lasst obendrauf ein Aufschlag von 5,5%.
 Und das Motiv war immer, das ist so ein bisschen das Steuer bei ich immer drüber.
 Solidaritätszuschlag klingt ja immer so ein bisschen nach "Naja", Solidarität halt mit den damals neuen,
 wie das immer hier Bundesländern.
 Und ich glaube, das ist zum Teil richtig.
 Also 1991 wurde der eingeführt und begründet mit Einheitskosten,
 aber auch mit zum Beispiel Kosten für den damals während den Krieg mit dem Irak.
 Also das war so eine Mischbegründung politisch zumindest.
 1995 wurde der dann, also der war jetzt erst befristet.
 1995 wurde er dann verlängert und zwar unbefristet und da spielten wir mal bei der politischen Begründung die Einheitskosten die Zentrale Rolle.
 Ja, ganz genau.
 Und wichtig ist in dem ganzen Zusammenhang auch immer sich vor Augen zu führen,
 dass es sich um eine politische Begründung handelt,
 aber es gab eigentlich nie so eine richtig strickte Zweckbindung.
 Das heißt, also der Solid ist ganz normal ins Steuersekel gewandert.
 Es gab da jetzt quasi nicht irgendeine extra Schatule, die der nur verwendet werden,
 nur für Landstraßen, in Sachsen, Türen und Kohle.
 Ja, das gab es einfach nicht so ein, das war eine politische Begründung,
 aber es gab quasi keine rechtliche Bindung dieser besonderen Steuerreinnahmen
 und das wird gleich in der Diskussion auch noch spannend sein.
 Aber bevor wir dazu kommen zunächst mal, wie wir das in der Lage kennen, die Fakten,
 nämlich konkret die Pläne des Finanzministers Olaf Scholz.
 Es ist ja im Koalitionsvertrag auch vereinbart gewesen.
 Ja, genau.
 Und deswegen hat jetzt Olaf Scholz Pläne vorgelegt und er will für rund 90 Prozent der Steuerzahlen
 den Solid komplett wegfallen lassen.
 Genauer für 91 Prozent der Arbeit nehmen den und für 88 Prozent der Betriebe.
 Weitere 6,5 Prozent sollen nur noch ein ermessigten Zuschlag zahlen.
 Also es wird so eine Puffazone geben.
 Vielleicht so eine.
 Vielleicht so eine für einige, erfällt es halt komplett weg für sehr viele.
 Dann für 6,5 Prozent der Steuerzahlenen zum Teil, so ein bisschen abgepuffert.
 Und es werden alle begünstigt die höchstens 16.956 Euro.
 Also knapp 17.000 Euro einkommen Steuer bei Einzelfernlagerung oder knapp 34.000 bei der Zusammenveranlagerung zahlen.
 Was heißt das konkret?
 Also das sind die Gruppen, die gar kein Solimär zahlen und wer so ein bisschen mehr einkommen steuer zahlt.
 Der muss eben, der fällt dann die Gleizone zahlt eben auch noch ein bisschen solim
 und lediglich für 3,5 Prozent der absoluten Spitzen verdienen.
 Denn soll sich gar nichts ändern am Solo.
 Am Soli nämlich ab einem Brotor einkommen von 109.000 Euro für eine Person.
 Was natürlich wahnsinnig viel Geld ist.
 Und diese oberen 10 Prozent allerdings tragen mehr als die Hälfte, der zuletzt knapp 19 Milliarden Euro an Soli einnacht.
 Der Plan ist ab 109 musst du weiterhin den vollen Soli zahlen.
 Genau.
 So ist der Plan. Ab 109.000 Euro für unverherrerte Arbeit nehmen.
 Man gibt es irgendwie verweirertet noch andere Grenzen.
 Aber das ist so ein bisschen die Idee.
 Und das Wichtige ist eben genau wie du sagst.
 Diese oberen 10 Prozent die zahlen,
 piemal darum die Hälfte dieser 19 Milliarden Euro Einnahmen des Soli, die wir heute haben.
 Genau. Und das heißt also unter dem Strich wird sich,
 werden sich die Steuer einnahmen aus dem Soli etwa halbieren.
 Das heißt, die Kosten dieser Vorschläge von Olaf Scholz, wenn sie den gesetzwürden.
 Wie gesagt, sind noch nicht beschlossen.
 Würden sich auf grob 10 bis 12 Milliarden Euro belaufen.
 Also der Staat hätte unter dem Strich diese 10 bis 12 Milliarden weniger im Säckl.
 Wir haben das noch mal, haben das ein bisschen nach Rechenbahnspielen gesucht.
 Was das denn jetzt eigentlich konkret bedeutet.
 Das Ivo-Institut hat das mal durchgerechnet und sagt,
 Alleinstehende, die alleine steuern zahlen,
 sparen im besten Fall, wenn es alles ideal läuft, bis 900 Euro,
 ehepare mit zwei Kindern, die gemeinsam veranlagt werden,
 im Idealfall bis zu 18 100 Euro.
 Ein Durchschnittsverdiener allerdings, der so um die 50.000 Euro verdient,
 ist, wenn er bis verheiratet ist, spart gar nichts,
 weil er nämlich schon bisher überhaupt kein Soli zahlen muss.
 Und selbst ein Zingel mit diesem Einkommen 50.000 Euro würde
 nur im Jahr knapp 500 Euro soli sparen, also um über 1 Prozent.
 Ja, also ich finde, das sind schon durchaus im Idealfall erhebliche Einsparungen.
 Also 1.000 Euro weniger steuern, das ist für viele schon ganz schöner Batzen.
 Trotzdem kann man sagen, die SPD hat sich durchgesetzt,
 insofern als das die Spitzenverdiener nicht entlastet werden.
 Die CDU, altmeier, auch andere wollen ja komplette Entlastungen.
 Genau, die CDU und wir haben auch die FDP möchten eigentlich den Soli
 ganz abschaffen. Das Argument ist das mit der bisherigen Regelung
 eben die Spitzenverdienenden weiter belastet werden und die beiden Parteien
 führen da insbesondere Unternehmen im Mund, den viele
 nämlich das Geld für Investitionen, wenn sie weiter den Soli zahlen müssen.
 Wie gesagt, das sind 5,5 Prozent, also ob das jetzt tatsächlich
 so den Ausschlag gibt und 5,5 Prozent ja auch nicht vom Einkommen,
 sondern auf die zu zahlenen Steuern. Das heißt also sind ohnehin nur ein paar Prozent der Einnahmen,
 die da in den Soli fließen. Und dann muss man auch sehen,
 hat die Zeit mal ausgerechnet, dass die Staatsausgabenquote in Deutschland
 in den letzten 20 Jahren dramatisch gefallen ist.
 Also das heißt also, es ist durchaus nicht so, dass der Staat immer mehr Geld zu verfügen hat,
 sondern im Verhältnis zum Broto-Illandsprodukt ist der Anteil des Geldes
 auf den Staat entfällt ergesunken, nämlich von 48 Prozent im Jahre 1997 auf heute nur noch 44 Prozent.
 Das heißt heute schon ist weniger Geld in staatlichen Kassen
 und mehr in privaten Kassen als noch vor 25 Jahren.
 Ist das wirklich die Schlussfolgerung? Also ist die Staatsausgabenquote?
 Das ist ja der Witz bei der Staatsquote. Das ist ja die Frage, wie viel Geld
 vom Broto-Illandsprodukt quasi durch staatliche Kassen fließt
 und wie viel Geld eben nicht die staatliche Kassen fließt.
 Und die Staatsquote ist so die Zeit jedenfalls gesungen.
 Ich habe die Zahlen natürlich nicht gesungen.
 Ja, genau, aber das ist schon die Idee. Das kann man schon sagen.
 Wenn die Staatsquote sinkt, dann ist er entsprechend mehr Geld in privaten Kassen.
 privaten Händen. Ja, so, ob das jetzt in den Händen von Unternehmen ist oder von privaten Menschen.
 Kann man die nicht hernehmen, aber jedenfalls nicht beim Staat.
 Okay, so, die Frage ist ja CDU und FDP wollen ihn ganz abschaffen.
 Kritisieren das jetzt nur zur Hälfte abgeschafft oder teilweise abgeschafft werden soll.
 Also nur für die gut 90 Prozent und für die 10 Prozent eben nicht.
 Und die Frage ist ja, geht das rechtlich.
 Ja, ganz genau. Da gibt es zum Beispiel einen Gutachten von Hans Jürgen Papier.
 Das ist der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts.
 Wo ich von der Union nominiert, hat sich aber in seiner Abendzeit,
 wie soll ich sagen, jedenfalls, was für die Bereich der Freiheitsrechte angeht,
 eher zu einem liberalen Gemau seit. Und da hat jetzt vor einigen Monaten einen Gutachten veröffentlicht,
 dass er für die FDP geschrieben hat. Und darin vertret er die Teese auch aus rechts gründen.
 Und dann müsste der Soli komplett weg. Denn die Finanzverfassung unseres Grundgesetzes
 gebe eine dauerhafte Abgabe dieser Art nicht her und dem entsprechend verletzte der Soli automatisch die Rechte der Bürgerinnen und Bürger.
 Allerdings berufte er sich dabei nicht auf die Befristung. Da haben wir ja gerade schon gesagt.
 Die gibt es nämlich nicht. Ja, der Soli war zwar bei Versöhn 1/0 aus dem Jahr 1991 befristet.
 Aber die Versions 2/0 aus dem Jahr 1995, die bis heute gilt, war ausdrücklich unbefristet.
 Das heißt, auf einer Befristung des Soli kann man sich eigentlich nicht stützen. Und gleich wohl erwähigt aber die FDP eine Verfassungsklage.
 Die Argumentation ist eben, dass nach Einschätzung einiger Rechts-Experten
 ist dem Grundgesetz wieder spreche, wenn die als verübergehend angekündigt,
 zusatzbelastung für einen kleinen Teil der steuerzahlenen dauerhaft beihalten werde.
 Wie gesagt, das finde ich nicht so wahnsinnig überzeugend, weil es diese Befristung eben gar nicht gab.
 Anfangs schon, aber 95 eben nicht mehr. Also ich finde es ein bisschen problematisch damit mit einem versprechen zu argumentieren.
 Das ist eigentlich nie gab. Außerdem muss man ganz ehrlich sagen, auch diese Zweckbindung.
 Die damals ja politisch immer im Mund geführt wurde. Soli ist zwar nicht formalzweck gebunden,
 soll aber nur eingesetzt werden für Einheitslasten. Die markier damals politischen Rolle gespielt haben,
 aber die ist eben rechtlich nie irgendwie in ins Kultifiziert worden.
 Das ist nie Teil des Soligesetzes geworden. Insofern denke ich eher gar keine Spezialabgabe.
 Wobei man sagen muss, rechtlich weiß man natürlich nie, was dabei rauskommt.
 Also wir haben dann noch mal so ein bisschen nachgelesen, wie das denn so ist mit dem Steuer- und Abgabenrecht.
 Also grundsätzlich kann der Staat schon besonders leistungsfähige Menschen oder auch Unternehmen stärker belasten.
 Die Frage ist allerdings, ob er das gerade mit einem Solitun kann.
 Und problematisch wäre, dass wenn der Solit tatsächlich rechtlich gebunden wäre an bestimmte Aufgaben.
 Denn das Problem entsteht nämlich, wenn man also quasi eine Abgabe einführt, die mit einem bestimmten Zweck verbunden ist.
 Auch rechtlich verbunden ist. Und dann stellt sich die Frage, ob die Menschen, die diese Abgabe zahlen sollen,
 überhaupt eine besondere Finanzierungsverantwortung tragen für die staatlichen Aufgaben, in die diese Abgabe fiesst.
 Da gab es also zum Beispiel mal die sogenannten Kohlepfennig. Die älteren Semester werden sich vielleicht noch erinnern.
 Es war eine Sonderabgabe, die alle Stromkundinnen und Kunden zahlen mussten.
 Und diese sogenannte Kohlepfennig flossen in die Subventionen für die deutschen Steinkohleabbau.
 Kann man sich heute in Zeiten des Klimawandels gar nicht mehr vorstellen, dass der Staat mal allen Ernstes Steinkohleabbau gefördert hat.
 So war es aber ein des Bundesverfassungsgerichter, der in gesagt hat, 1994 in no way.
 Dieser Steinkohleabbau ist wenn überhaupt, oder die Subventionierung ist, wenn überhaupt eine gesamtstaatliche Aufgabe, die alle betrifft, nicht nur die Stromkunden.
 Und deswegen kann man nicht eine Abgabe auf Strom erheben, um Bergwerker zu finanzieren oder zu Subventionen.
 Wenn überhaupt muss das Ersteuermittel und passieren, mit anderen Worten.
 Was heißt das für den Soli?
 Das bedeutet für den Soli, wenn der Soli tatsächlich Zweckgebunden wäre.
 Wenn es also quasi eine Direkte verknüpfen, zwischen Soli und Autobahnbau.
 Was dann könnte man sagen, wäre ein großes Problem, dann wäre möglicherweise an dem Papier gut achten, was dran ist.
 Aber das ist ja gerade nicht der Fall.
 Soli fließt einfach nur in die Staatskasse.
 Ja, und was ist ja auch, wovon man es ja auch nicht verwechselnd darf, ist der Soli da packt.
 Das ist ja ein Ding, was jetzt endet in diesem Jahr.
 Was aber letztlich ein packt, ist zwischen Bund und den Bundesländern.
 Um im Rahmen des Finlandafinanzausgleichs, also sozusagen die ostdeutschen Länder, ein bisschen zu unterstützen.
 Andere Baustelle.
 Und hat mit dem Soli im Einkommenssteuerrecht eigentlich nichts zu tun.
 Das ist im Grunde so eine Art Argument herttrickt, das jetzt gesagt wird, der Soli da packt läuft aus.
 Also muss ja auch der Soli fallen.
 Auch das ist, wenn man ehrlich ist, ein Taschenspieler schickt.
 Das stimmt einfach nicht.
 Also jedenfalls ist es verknüpfen und ich kann die politisch machen.
 Man kann sagen, naja, der Soli da packt läuft aus.
 Also gibt es auch politisch keinen Grund mehr für den Soli.
 Aber das ist jedenfalls rechtlich nicht mehr.
 Ich habe auch ein bisschen darüber nachwärfert stehen.
 Ich dann jetzt, wie finde ich das denn jetzt.
 Und ich würde sagen, also ich finde der Soli muss komplett weg.
 Aus dem Grund, aus dem ersten Grund, dass ich finde, dass unser Steuersystem ohnehin zukomplex ist,
 dass das nur noch wenige Leute durchschauen, das ist total wichtig ist, möglichst transparent zu machen.
 Wofür nimmt der Staat Geld ein, mit welchen Legitimationen und wofür gibt er das aus?
 Und wenn du dann die ganze Zeit so ein Soli noch umwahrbar hast, der aber mit diesem politischen Versprechen eigentlich nichts mehr zu tun hat.
 Und dann auch nur noch ein Teil der Leute finde ich das aus systematischen Gründen Quatsch.
 Was aber nicht heißt, dass man nicht genauso viel Steuern zahlen und einsammeln sollte.
 Ich finde nur, dann sollte man das ehrlich machen und sagen wir schmeißen den Soli weg.
 Aber wir finden, dass höhere Einkommen trotzdem belastet werden sollten,
 weil wir entsprechende Ausgaben und Verpflichtungen Infrastruktur blabla blabla haben.
 Und deswegen erhöhen wir den Spitzensteuersatz um X-Prozent.
 Das verne ich eine ehrliche und saubere Lösung.
 Ich tue eine dieser Einschätzung, Philipp,
 man könnte nämlich einfach die Progression bei den Stoelsätzen anheben.
 Der Bislang ist der Spitzensteuersatz ja bei 45 Prozent gedeckelt,
 übrigens auch deutlich weniger als noch unter Helmut Kohl.
 Also unter dem CDU-Kanzler Helmut Kohl waren über 53 Prozent der Spitze.
 Da sind wir heute 8 Prozentpunkte darunter.
 Man könnte also einfach diese Progression bei den Stoelsätzen wieder anheben
 und damit den Soli komplett einsparen, aber das Ganze aufkomstneutral.
 Denn das ist, finde ich, damit wäre das diese Vereinfachung verbunden.
 Philipp, die du für dich zu recht gefordert hast, soli weg stattdessen ein bisschen an den Plarif drehen.
 Das wäre deutlich einfacher zu berechnen und hätte erst mal den selben Effekt.
 Aber ich finde, man muss noch sich noch eine zweite Frage stellen.
 Will man denn überhaupt eine solche netto Entlastung?
 Will man denn überhaupt, dass der Bund 10 bis 12 Milliarden Euro weniger einigt?
 Ja, das haben wir ja auch schon mehrmals hier gesagt.
 Ich finde, ich zahl viel steuern und ich finde das total in Ordnung,
 wenn denn dieses Geld vernünftig ausgegeben wird.
 Und da gibt es, wir haben das so oft gesagt, gerade jetzt auch in diesen Zeiten,
 wo sich so ein leichter wirtschaftlicher Abspung andeutet, mindestens eine Stagnation,
 ist finde ich jetzt endgültig die Zeit gegeben,
 um in Infrastruktur zu investieren.
 Ja, also das ist das ich genau so.
 Stichwort Infrastruktur komme ich gleich zu.
 Ich wollte nur ganz kurz deinen Stichwort Wirtschaftskrise aufnehmen.
 Kommt heute eine Pressemitanung rein von Christian Lindner,
 seines Zeichens Fraktionsvorsitzender der Freien Demokraten in deutschen Bundestag.
 Und der sagt, Zitat, Deutschland steht kurz vor einer Wirtschaftskrise
 und wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie alles unternehmt, meine Krise abzuwenden.
 Die Abschaffung des Solidaritätszuschlags zum schnellstmöglichen Zeitpunkt, kurze Auslassung,
 wäre ein wichtiger Beintrag um eine Wirtschaftskrise zu verhindern.
 Und ich glaube, das ist das Argument Steuernsenkenkurbeltwirtschaft an.
 Und ich, wie gesagt, ich bin kein VWLer, wir haben das jetzt nicht extra noch mal recherchiert.
 Ich weiß nur aus den USA, da ist das natürlich das Standardargument der Redut-Betan.
 Trickle da, die Steuern und die Wirtschaft wird boomen.
 Ich glaube, das ist mindestens sehr umstritten.
 Die Volkswirtschaftler, unter euch und Volkswirtschaftler,
 rinnen können das ja mal in den Kommentaren abwerten.
 Wir haben das jetzt nicht nochmal narrer schät,
 sondern ein bisschen der Glauben, in dem ich hier durch die Gegend laufe,
 dass das mindestens ein sehr umstrittenes Argument ist,
 wenn nicht sogar schon wiederlegt,
 dass niedrige Steuern automatisch die Wirtschaft angucken.
 Und da kommen wir nämlich jetzt genau zu deinem Punkt-Philipp-Investitionen.
 Wenn man das Geld dann natürlich nicht einsetzt zum Schuldenabbau starten,
 also zum Wurmert das Geld ganz bewusst, wieder in Infrastruktur investiert,
 dann kann man nämlich zwei Fliegen mit einer Klappeschaffen.
 Und diese riesigen Rückstände, die in Deutschland haben,
 im Bereich Infrastruktur aufholen.
 Und man kann zugleich die Binnenkonyung-Tur an Kurvel,
 denn wenn man Geld steckt in, beispielsweise Mobilfunk,
 in Glasfasernetze, in Schienennetze, in Schienennetze,
 in Schulen, in möglichst wenig in Straßenbar.
 Aber wenn man das Geld einfach wieder in unser Land investiert,
 dann wird es ja in Deutschland ausgegeben.
 Das heißt, dann kommt das Geld hier auch bei den Unternehmen an,
 nur nicht einfach so als Steuergeschenk oder bei den Bürgerinnen und Bürgern,
 die über die Löhne, die das Unternehmen verdienen.
 Das kommt also nicht als Steuergeschenk an, sondern es kommt an.
 Und hat zugleich noch den positiven Effekt, das unser Land mal wieder ein bisschen vorankommt.
 Und deswegen würde ich sagen, dann ist eine netto Entlastung.
 Wie Sie jetzt ja die große Koalition plant,
 ist eigentlich genau der falsche Weg,
 was wir stattdessen bräuchten wäre, eine Abschaffung der Sodi,
 eine Änderung des Einkommenssteuertarifs,
 so dass unter dem Strich kein Geld weniger in den staatlichen Kassen landet.
 Aber der Staat soll dieses Geld jetzt eben ganz gezielt investieren in Infrastruktur.
 Ja, weg vom Soli hin zur Infrastrukturargument.
 Ja, zum Infrastrukturargument, aber ohne wieder eine eigene Soli-Infrastruktur-Abgaberte zu machen.
 So eine einfach nur zu sagen, wir streichen die Sodi-Abschaffung.
 Wir schaffen den Soli zwar als Instrument ab,
 aber wir machen das Aufkommens neutral.
 Das heißt, wir passen in Einkommenssteuertarifs so an,
 dass der Bund unter dem Strich das selber Geld anhebt.
 Aber es steckt sich das nicht in die Taschen,
 sondern investiert es in Infrastruktur.
 Und vielleicht muss man dann an da tatsächlich mal damit das überzeugend ist für die Menschen.
 Damit sie sehen, der Bund macht das jetzt auch wirklich.
 Zum Beispiel mal an eine Infrastrukturgesellschaft denken.
 Wir haben ja schon darüber gesprochen.
 Also, wenn man die Idee ist, hat aber man man schafft eine Einrichtung,
 eine Infrastrukturgesellschaft.
 Und die bekommt dann tatsächlich diese 10 Milliarden Euro Soli oder ex-Soli.
 Bekommen sie jetzt tatsächlich überwiesen.
 Und kann sie dann eine Infrastruktur investieren,
 damit die Menschen einfach sehen, die es Geld geht nicht irgendwo unter.
 Sondern es fließt tatsächlich in Infrastruktur.
 Genau, das finde ich es auch ein wichtiges,
 wir mal verkaufsargument.
 Denn ich glaube, das Schwächte Image des Soli hängt auch damit zusammen,
 dass er eben Soli heißt und viele sich fragen immer noch.
 Immer noch.
 Wie lang ist das eigentlich ja mit der Einheit?
 Und warum soll ich da jetzt noch Geld zahlen?
 Während wenn du sagst, ja, okay, wir streichen den, wir beschrieben den Satz.
 Und verbinden das aber mit der Zusage und der konkreten Planung.
 Wir investieren dieses Geld in die Zukunft, Schulen, Infrastruktur, etc.
 Könnte ich mir vorstellen, dass das auf größer Akzept haben.
 Also Schulen ist natürlich immer da schwierig.
 In der Länder ist es auch so.
 Aber was der Bund-Problem, was machen könnte wäre eine Infobox?
 Aber in Schulbauten glaube ich kann ja.
 Ja, da gibt es ja jetzt diese Grundgesetzänderung.
 Aber jedenfalls Infrastruktur ist ja eine völlig unproblematische Geschichte.
 Der Bund könnte mit einer Infrastruktur gesellschaft beispielsweise einfach Mobilfunkmasten bauen.
 Und die dann allen drei oder bald hier vier Netzbetreibern in Deutschland
 diskriminierungsfrei zu verwirungsstellen.
 Warum eigentlich nicht?
 Der Bund könnte selbstverständlich, das versucht ja gerade die Bahn ein eigenes Lassphase-Netz aufbauen
 und im Gegenden zu erschließen, die bislang eben mit nach wirtschaftlichen Kriterien
 der Netzbetreiber offenbar nicht ausgebauten erschlossen werden können.
 Da fallen einem Jahrtausend Dinge ein, was der Bund sind voll tun könnte.
 Er kennt ja eine könnte einfach mal Geld investieren in Schienenwege.
 Die Bahn baut sich in die... - Die unter natürlich.
 Aber es gibt so viele Dinge, die man tun könnte insofern.
 Wäre meine Tese? - Nee. Steuergeschenke an dieser Stelle sind letztlich ein Raubbau
 in der Zukunft unseres Landes und der genaue falsche Weg.
 Also wir haben es ja Punkt. - Okay.
 Haben wir Punkt gemacht.
 Wir kam diese Woche ein ausführliches Unterhaltungsprogramm geboten bekommen
 aus der Sparte Öko-Bingo und Klimabingo.
 Ja. Da sind doch einige Schlagworte gefallen, die wir uns mal vornehmen wollen.
 Den Anfang hat glaube ich gemacht, AKK, einen Kram-Karenbauer,
 Verteidigungssministerin und Vorsitzende der CDU.
 Sie hat in der Welt gefordert, zitat steuerliche Sanierungsförderung
 und eine Abfragprämie für Ölheizungen.
 Klingt natürlich erst mal schön, weil Wärmererzeugung, wie wir alle wissen,
 der größte Posten in unser CO2-Bilanz in den Haushalten ist.
 Und wenn man sich das dann mal genauer anguckt,
 wie der Bundesverband der deutschen Erheizungsindustrie, das mal aufgelistet hat,
 gibt es gut 20 Millionen Heizungsanlagen in Deutschland davon,
 ein Vittel ungefähr mit Öl und davon insgesamt 700.000 auf dem neuesten Stand.
 Also von 20 Millionen, sagt natürlich der Lobby-Verband, der Heizungsindustrie,
 die natürlich Heizung verkaufen wollen, etc., aber irgendwie so eine große Ordnung,
 wollen wir ihn mal unterstellen.
 Ist das schon? Also das ein Bruchteil nur auf dem neuesten Stand ist.
 Da könnten natürlich Modernisierung unter Umständen eine Menge bringen.
 Allerdings, ich hab mit Seria Bock gesprochen, der ist beim Potsdam-Inzitut für Klimafolgenforschung,
 Wissenschaftler und kümmert sich eben speziell um CO2 und Klima-Fußabdruck in privaten Haushalten.
 Und er hat halt gesagt, die Ausgestaltung ist halt ganz entscheidend,
 wenn ein Kessel getauscht wird, müssen unter Umständen noch Heizung getauscht werden.
 Was in die Alternativen gegen Kessel, ja, es ist ja noch heute so,
 dass da immer noch ein Brennwertkessel empfohlen werden, die sehr effizient sind,
 aber letztlich auch Öl verbrennen.
 Da wird dann die Hitze des Abgases verwendet, um die Heizung wieder nach vorne zu bringen,
 also sozusagen die Hitze nicht zu verschwenden des Abgases, sondern sie zu nutzen.
 Das ist sicherlich effektiv, aber es ist trotzdem Öl.
 Und das wird trotzdem subventioniert und gefördert vom Staat.
 Und er, also Seria Bock führt dann weiter aus.
 Zur Frage ist da sinnvoll so eine Abfragprämie?
 Ja, das wieder die Frage, wie das im Endeffekt dann ausgestaltet ist.
 Das ist wichtig, das da anreiz zu passieren, dass Leute da auch eine gewisse Planungssicherheit haben.
 Und deshalb den Leuten klargemacht wird, dass halt das nicht die Zukunft ist,
 wenn man halt fossile Energieträger erbrennt.
 Aber das muss auch sich in allen gesellschaftlichen Bereichen widerspiegeln.
 Wir können halt nicht gleichzeitig sagen, naja, die einzelnen Leute müssen das reduzieren
 und größeren Unternehmen oder Konzernen geben wir dann Planungssicherheit bis 2038 weiter irgendwie kohle zu verbringen.
 Dann muss aus allen Bereichen da möglich schnell raus.
 Also, es spricht den Kohlekompomis an, finde ich, ist ein gutes Guter Punkt,
 wo man immer misstrauisch werden muss, wenn Verbraucher, Verbrauerinnen,
 so angezogen werden, um das Klima zu schützen.
 Dann muss man immer gucken, dass die Industrie auch in ähnliche Flichten genommen wird, was nicht immer passiert.
 Ja, aber auf jeden Fall finde ich das schon mal interessant,
 dann noch so ein bisschen genauer hinter die Kulissen zu gucken.
 Und die Grundidee ist ja vielleicht gar nicht verkehrt,
 weil diese Abfrag premmel jedenfalls private Investitionen in konkreten CO2,
 in konkrete CO2 Einsparer erreichen kann.
 Genau, sie geschickt einsilzt.
 Ich frage mich halt, ist der Ersatz einer alten Ölheizung durch eine neu effizente Ölheizung,
 die dann auch wieder 15 Jahre läuft oder 20?
 Ist das der richtige Weg?
 Also klar, es gibt natürlich noch deutlich Klimafreunds.
 Und das gibt ja inzwischen sogar Klima neutralhäuser.
 Wir hatten zum Beispiel vor zwei drei Wochen einen sehr spannenden Kommentar,
 bei uns in den Kommentaren zur Lage.
 Da hat ein Baueringenieur uns geschildert, der allerdings eigentlich kein Klima-Technik-Experte ist,
 wie er ein Null-Innergiehaus gebaut hat für seine Familie.
 Ich glaube eben Bayern war es.
 Genau, also klar, wenn du ein Neubauß kannst, du das machen,
 aber du hast natürlich viel Bestand.
 Eine Sache war noch, die an die einige angemerkt haben,
 viele Leute liegen irgendwo am Gas und man kann eine alte Ölheizung durch eine moderne Gasheizung ersetzen.
 Da wär man sicherlich ein riesenschritt weiter.
 Insofern würde ich sagen,
 weil es jetzt nicht so die eine knüller Alternative gibt,
 um das Öl zu ersetzen im Heizen.
 So Erdwärme gibt es natürlich, aber das ist riesig aufwendig.
 Holz ist wegen Feinstab auch ein Problem.
 Also da gibt es glaube ich,
 ich wege das so richtig sehe, nicht die optimalen Lösung,
 aber eine moderne Ölheizung oder noch besser eine moderne Gasheizung.
 Man könnte doch einfach die Subventionen,
 diese Abfragprämie, wie der so schön heißt,
 in der Änderung an die Abfragprämie für Autos in den 2000er.
 Da könnte man einfach staffeln,
 danach was als nächstes kommt.
 Man sagt, dass man die Kosten einer OKen neuen Ölheizung
 werden eben zu X Prozent übernommen
 und die Kosten einer richtig günstigen Gasheizung eben höher.
 Und die Kosten eines klimanotralen Heizmodells dann eben noch nicht.
 Also das müsste man einfach CO2 entsprechend staffeln.
 So, dann haben wir das nächste Bingo-Word.
 Plastiktyten.
 Verbot.
 Wir haben schon mal drüber gesprochen.
 Ich weiß noch genau,
 da haben wir bei einer Lage live in Düsseldorf, bei Sipgate,
 weil es sie letzte Frühjahr,
 da haben wir über das Thema Verbot von Mikroplastik gesprochen.
 Also diese Rührstäb hier und solche Dinge.
 Und jetzt geht es den Plastiktyten an, Kragen Philipp.
 Also, es ist ein Gehblich.
 Also, Gerhard Müller, der Entwicklungshöfenminister,
 hat das mal gefordert, Markus Söder,
 Ministerpräsidenten Bayer,
 hat das auch mal gefordert,
 20 Jahre Schulzeumel,
 Ministern hat das eigentlich im Abgelehens- und Markus Söder
 sagt, keine Plastiktyten mehr im Standberger.
 Und 20 Jahre Schulze hat es im Abgelehens auf freiwilligen Lösungen gesetzt,
 das sagt sie funktioniert,
 das sie mir und sie arbeitet ein Gehblich an einem Gesetz entwurf,
 um Plastiktyten zu verbieten.
 Das klingt natürlich auch erst mal gut,
 aber ich glaube, wenn man auch genauer hinguckt,
 hat das auch wieder Sozialarach nehmen wirgen.
 Erstens Plastiktyten machen wir ungefähr ein Prozent
 des deutschen Plastikmöels aus.
 Also es ist klar, besser als nichts,
 aber man muss es in Relation setzen.
 Ja, aber ganz ehrlich, für den...
 Man braucht dafür Erdöl.
 Ja.
 Das wird natürlich aus der Erde gepumpt.
 Dabei entsteht ohne Ende CO2,
 für die Produktion, für den Transport,
 für die Fischrafinierende Erdölz.
 Also das ist schon, auch wenn es nur 1 Prozent ist,
 eine ziemlich schwere Rei.
 Und nach meiner Wahrnehmung wird auch Plastik
 uns insbesondere werden Plastiktyten verschwendere Scheingesetzt.
 Also holst du deinen Anzug aus der Reinigung?
 Ist der in Plastik eingehört?
 Ja, wieso muss der in Plastik serienmäßig eingehüllt sein?
 Klar, wenn du natürlich jetzt irgendwie hinterher
 damit in irgendeinem dreckigen Bullie nach Hause fallen willst,
 ist das vielleicht wichtig, ja?
 Aber wenn du denen doch sowieso irgendwie in deinen sauberen Wagen hängst,
 oder keine Ahnung, oder sogar die in dem Aufmerksamkeit,
 dann musst du ja auch nicht im Plastik sein.
 Ja, oder das kann resiglin Papier sein.
 Ja, genau, oder Papier.
 Genau, warum nicht das kein Papier?
 Oder noch ein weiteres Beispiel.
 Wo ich immer denke, das ist doch völlig erwähnt.
 Ich habe neuerlich Klamotten bestellt bei einem Internetversand.
 Weil der einfach wunderbare Büge freie Hemd hat, finde ich total super.
 Das Problem ist, alles, was du bei diesem Versand bestellt,
 ist eben Lagend von Plastik eingehüllt.
 Wieso muss ein Hemd, das ich bei diesem Internetversand kaufe?
 Wieso muss das in dicken Plastik eingehüllt sein?
 Dann hab ich dann noch Socken bestellt.
 Die Socken irgendwie jedes Sockenpaar einzeln in Plastik.
 Das ist doch total erwähnt.
 Das ist Wahnsinn.
 Ich muss ganz ehrlich sagen,
 eigentlich bin mit den Produkten dieses Ladens sehr glücklich,
 sonst hätte ich dann nicht bestellt.
 Aber als ich diese Plastikorgie sah,
 hab ich mich wirklich gefragt, ob es überhaupt noch vertretbar ist.
 Genau, also wenn die Szene ist,
 wahrscheinlich so ein Plastik-Tütenverbot, okay, würde ich sagen.
 Es gibt aber, wie gesagt, auch zahlere ich im Maßnahmen,
 die man nebenbei noch anwenden müsste.
 Also es ist ja momentan noch legal,
 Plastikmüll nach Asien zu exportieren,
 wenn es dort recycelt wird, wird es aber in der Regel nicht,
 oder oft nicht, zumindest unterzuhilf spätigen Bedingungen.
 Und die andere Frage ist ja auch,
 was neben den die Leute, wenn jetzt Plastik-Tüten verboten werden.
 Ja.
 Dann nehmen sie Papiertyten jedes Mal, auch schlecht.
 Irra Wasserverbrauch, ihrer Rohstoffverbrauch,
 weil du so lange Papierfasern brauchst
 und auch Stoffbeute aus herkömmlicher Baumwolle hergestellt haben,
 auch einen unheimlichen Ressourcenverbrauch.
 Die musst du 100 Mal öfter nutzen als Plastiktyte,
 damit das Ding irgendwie bei Null rauskommt.
 Also in einem Worten, die eigentliche Lösung
 ist weniger nur ein Wechsel des Materials
 als einen Wechsel in unserem Gebrauchsverhalten.
 Ja.
 Wir müssen einfach Tyten wiederverwahr.
 Wir müssen wieder verwenden.
 Ja, genau.
 Also ich nehme, wenn man die Plastiktyten verwietet,
 kommt es trotzdem nicht daran vorbei,
 dass du Plastik vermeidest.
 Und die Transportmittel, die du benutzt,
 einfach so lange benutzt, wie es irgendwie gibt.
 Zum Beispiel Baumwollbeutel.
 Wir haben ja von der GFM-Stadt an,
 ganz halt so als Giveaways,
 so als Gimics, so nette Blaubau-Bäumwollbeute.
 Ja.
 Und die laufen total gut.
 Wir bekommen jetzt Mail von Leuten,
 die schreiben, ich hätte gerne 9 meiner ist durchgescheuert.
 Ja, das musste erst mal schaffen.
 Da musste ein paar Monate mit diesem Baumwollbeutel rumlaufen.
 Umweltbundesansagt,
 also wenn ihr schon tuten benutzt,
 dann benutzt die mit dem blauen Engel.
 Das ist Recycling-Plastik.
 Also, ist es sicherlich, dass Plastikverbot keine,
 würde ich sagen, schlechte Idee.
 Man kann das machen.
 Ich glaube nur, daher rührt mein schlecht komisches Gefühl
 bei diesen Vorschlägen.
 Das sind so ein bisschen...
 Ich weiß auch nicht.
 Ich habe das Gefühl,
 du sind so nebenkriegschauplätze.
 Das ist nicht die Lösung.
 Das kann man machen.
 Ja.
 Aber deswegen bingo,
 damit jetzt so durch die Gegend zu laufen,
 damit um Aufmerksamkeitszuwerben
 in diesem Sommer auch, wo sonst für wenig passiert.
 Ich finde das lenkt immer so ein bisschen ab.
 Ich denke immer so,
 ja, mach.
 Ja, das Bigger Picture.
 Aber das Bigger Picture.
 Mir fehlt das große Konzept,
 wo man das Gefühl hat.
 Okay, das sind nicht nur einfach so ein paar
 assoziierte, nette, gute Einzelmaßnahmen,
 sondern es ist eingeframt in so ein Konzept.
 Und da gibt es eine Strategie.
 Und das hinterlässt bei mir immer so ein schales Gefühl
 bei diesen Vorschlägen,
 die schon irgendwie auch eigentlich ganz gut sind.
 Zumal ist natürlich solche Big Picture-Statigie
 natürlich ein anderer Stelle gibt.
 Stichwort "Hotte Seehofer" und sein neues Überwachungsgesetz.
 Da kommen wir in der nächsten Woche aus Fügel.
 Der hat gerade einen wirklich gruseliges Gesetzespaket vorgelegt.
 Der hat einen großen Plan.
 Wie er Deutschland an Überwachungsstaat verwandelt,
 wenn es nicht längst eins ist.
 Egal, was ich aber noch zu dem Punkt Plastik,
 ich würde sagen, zwei Kleinigkeiten zum einen
 bin ich verboten immer skeptisch.
 Ich glaube, viel effizienter als verbote ist das Dreh in einer Preissstraube.
 Also nicht nur 10 Cent wie jetzt.
 Du musst ja schon zahlen dafür.
 Ja, also Abgabe statt verbote,
 finde ich in der Tendenz immer sinnvoller.
 Einfach weil es natürlich immer
 legitive, limitive, legative Anwendungsbereiche gibt.
 Ja, wo dann so ein Verbot eigentlich unverhältnismäßig ist.
 Das ist das eine.
 Und das zweite ist eben, was du gerade sagtest, das Bigger Picture.
 Da muss man halt einfach sehen.
 Aber auf der anderen Seite finde ich,
 kann ich verstehen, wenn die Umweltministerin einfach versucht,
 mal so hier und da ein paar Akzente zu setzen.
 Ich frage mich, was Bigger Picture klar ist.
 Das ist immer schnell gesagt.
 Wir brauchen das große Gesamkonzept.
 Ich weiß nicht, ob nicht Politik eben auch oft die Politik
 der kleinen Schritte ist, dass man einfach zum Beispiel das Steuersystem,
 das Abgabensystem, Pö, Pö, Umbau,
 so dass die Unterstriche eine Lenkungswirkung
 in Richtung auf ökologisches Verhaltener herauskommt.
 Wiss ja, der für den Big Bang kriegst du halt nicht immer mehrheiten.
 Weißt du bei so einem Big Bang?
 Tu es zu so vielen Leuten wehe und dann hast du mit einer breite
 Far langs von Leuten, die sich dagegen aussprechen,
 weil sie in ihren kleinen Partikulaten
 Interessen betroffen sind.
 Und dann kriegst du keine Mehrheit.
 Genau, das ist völlig recht.
 Deswegen habe ich so ein komisches Gefühl,
 dass wir irgendwie so ambivalent sind.
 Ja, das sind ja zum Teil Maßnahmen, wo man sagen,
 ist gut, Schritt in die richtige Richtung.
 BGP ist dann der Widerstandmum vielleicht sehr groß.
 Also wenn das denn einem konsistenten Umbau folgt,
 wunderbar.
 Gut.
 Nächster Punkt. Andreas Scheuer.
 Auch unser Verkehrsminister und Infrastrukturminister
 möchte mitmachen beim Öko Bingo und hat dieser Woche
 eine Reform der Straßenverkehrsordnung vorgelegt,
 die unter anderem Ökoinhalte vor Sieht.
 So möchte er nämlich Autos auch auf Busspuren fahren lassen,
 aber natürlich nicht immer, sondern er möchte Fahrgemeinschaften fördern.
 Also Autos mit mehr als drei Insassen.
 Mehr oder mindestens?
 Mehr.
 Mehr.
 Okay.
 So habe ich hier mal so eine erste Zeit.
 Okay.
 Und also wie sieht es immer so, ist der Gesetze, wo das noch nicht raus.
 Es gibt noch Presseberichte darüber, lag uns vor.
 Und da hieß es mehr als drei.
 Also ab vier Aufwärts.
 Mal schauen.
 Ja, dann, okay, willst du erstmal die Fakten zu Ende machen?
 Oder so haben wir da schon mal sagen.
 Das ist das, das war, das waren die Fakten.
 Also ich würde sagen, das ist natürlich jetzt rausgegriffen.
 Da gibt es natürlich noch mehr Regelungen in dieser SDF.O.
 Aber das ist so ein bisschen das Ding, was so als Ökoaspekt daraus gegriffen wird.
 Und da muss ich sagen, das geht genau in die Fallschrichtung.
 Die Intention kann ich irgendwie nachvollziehen.
 Nämlich Autoteilen fördern, belohnen, wenn nicht eine alleine oder eine,
 alleine im Auto sind, sondern eben mehrere und so, ride-sharing und so was bevorzugen.
 Aber da geht dann unter dem Strich der Autoverkehr doch wieder zu lasten des öffentlichen Personen nachverkehrs.
 Und das ist die falsche Regelung.
 Dann fahren irgendwelche Leute wieder Autos auf Bus sporen.
 Dann kommen die Busse wieder nicht voran, dann sind sie langsam mal unattraktiver.
 Und die Leute fahren wieder kein Bus.
 Dann wollen sie auch diese E-Roller auf die Bus sporen lassen, die mit 20 darrühm wie rüber tucken und alles verstopfen.
 Das ist glaube ich der falsche Weg.
 Also dann muss man diese ride-sharing Leute auf die Straße verbannt.
 Und es führt nichts daran vorbei, die städtische Infrastruktur umzubauen, Autos zurückzudrängen und Fahrrädern
 und Alternativen gefährden mehr Platz einzuräum.
 Da hat an die noch ein As im Ärmel, nämlich spezielle Parkplätze fürs K-Sharing.
 Da möchte er sich überliegen, das soll er nicht herbunden machen, sondern die Kommunen sollen durch eine Änderung der allerdings
 bundeseinheitlichen Straßenverkehrsordnung die Möglichkeit bekommen, bestimmte Parkplätze spezifisch für K-Sharing Autos vorzuhalten.
 Und dazu vielleicht mal so ein ganz kleines bisschen Feedback noch als Hintergrund.
 Also Mobilität, das merkt man, ist für ganz viele ...
 Feedback jetzt aus dem Blockbock.
 Ja, komm et an.
 Also das muss man sehen, Mobilität ist offensichtlich ein ganz heißes Thema.
 Da bekommen wir ganz viel Feedback von unseren Hörern und Hörern.
 Vielen Dank.
 Uns besonderer zur letzten Folge war euch die Unterscheidung zwischen den verschiedenen Formen des K-Sharing total wichtig.
 Da gibt es ja Free-Floating-Wersos-Stationen, Philipp.
 Was hat es damit auch?
 Genau, Free-Floating bedeutet, gibt es vor allen Dingen in Großstädten, bedeutet, du kannst innerhalb eines Geschäftsgebietes ein Auto per App einfach ausleihen.
 Die stehen da irgendwo rum in diesem Geschäftsgebiet.
 Das wäre auch.
 Und du kannst es eben innerhalb dieses Geschäftsgebietes auch eigentlich überall wieder abstellen.
 So und dazu geht es.
 Deswegen Free-Floating, was also viel heißt, freistrümmend oder freie irgendwie treiben.
 Genau. Und stationeeres K-Sharing bedeutet, es gibt halt einen festen Parkplatz dort stehen.
 Die Autos dort müssen sie abgeholt werden und dort müssen sie auch wieder abgegeben werden.
 Und ich habe Seria Bock auch vom Prozerminstitut für Klimafolgenforschung mal nach dem Unterschied gefragt zu klimatisch,
 weil wir auch gesagt haben und das hat er bestätigt, dass diese Free-Floating-Modelle eher dazu gestrickt sind,
 Verkehr vom öffentlichen Personennahverkehr wegzunehmen, weil sie damit eindeutiger in der Nutzung im Konkurren stehen, während diese stationbasierten K-Sharing-Sachen eher nicht in der Konkurrenz zum ÖPNV-Stimme,
 jedenfalls nicht so stark, denn du musst da hinlaufen, das ist immer ein bisschen entfernt von dir.
 Sie stehen halt nur an ganz bestimmten Orten und du musst sie da auch wieder abgeben.
 Also, die sind eher dafür gestrickt, du willst mal raus aufs Land fahren oder du willst mal umzug machen oder so.
 Explicit Dinge, die du wahrscheinlich wirklich nur mit dem Auto machen kannst, weil daraus keinen Suchfährt oder so.
 Da kannst du auch zulasten des Zuges gehen, aber nicht in dem Maße wohl, wie das Free-Floating-Zulasten des öffentlichen Personennahverkehrs geht.
 Guck mal, und dazu haben jetzt eben nämlich auch einige höhere und höhere spannende Erfahrungsberichte gewahrt.
 Die Sachten, nämlich, dass sie seit Jahren stationensbasierte K-Sharing nutzen.
 Und dass es für sie tatsächlich ein Auto ersetzt hat, wenn man eben bei diesem stationensbasierten K-Sharing mit ein bisschen Voranwältung einfach sicher stellen kann,
 dass man tatsächlich ein Auto hat und zwar auch ganz verschiedene Autotypen. Du kannst dir da vom kleinen...
 Bis zum Transport.
 Bis zum Transport, da kannst du da eben alles mieten, du kannst auch mit so einem Ding in Urlaub fahren.
 Du kannst ja sagen, ich brauche das jetzt für zwei Wochen und holt sie ein Bus.
 Vor allem funktionieren die Dinge auch mit geringerer Bevölkerungsdichte wohl.
 Also, die funktionieren auch in einer Provinzen kleineren Städten und so, da ist das ökonomisch wohl eher darstellbar als dieses Free-Floating, was du gesagt hast.
 Ich fand funktioniert halt nur in wirklich großen Städten mit hoher Bevölkerung.
 Und dann ist es eine Konkurrenz im ÖPN.
 Wobei das da gab es auch Feedback, schaut mal rein bei uns im Blog, das ist auch alles um Stritten, sagen wir unter Mobilitätsanbietern und es hat auch...
 Und haben interessanterweise auch Menschen geschrieben, die selber in ÖPNV betreibern,
 bestätigt sind zum Beispiel ein Mitarbeiter der Hamburger Hochbahn, was so der öffentliche Nahverkehr in Hamburg ist,
 hat da interessante Aspekte, also schaut mal rein in die Kommentare zu vor, 152.
 Aber zurück zu Andreas Scheuer und seinem Vorschlag Parkplätze für Skar Sharing.
 Ich denke vor dem Hintergrund, was wir gerade gesagt haben, kann das schon eine gute Idee sein.
 Dass man halt sagt, es gibt Prioritätsparkplätze, wo man dann eben nur als geteiltes Auto parken darf.
 Aber natürlich vor allem, wenn das dann Vorrang hat für stationsbasierte Modelle.
 Also auch wenn man normale Free-Floating-Autosabstandard hat das natürlich immerhin noch den Vorteil, dass man dann vielleicht weniger Eigenautos verwendet,
 also dass die Autos intensiver genutzt werden.
 Aber gerade aus der ökologischen Perspektive bringt es natürlich vor allem dann was, wenn man diese Parkplätze für stationsbasiertes Karschein gesetzt hat.
 Genau, das ist auch noch ein Punkt, mir hat einen höheren Film herzugeleitet, ein Artikel aus der Zeit trifft Marx 21.
 Was ist das für sozialistische Anäuerung, keine Ahnung? Und da war auch ein langer, den kann ich leider nicht teilen, weil ja nicht online ist,
 sondern die hat mir das abfogellografiert.
 Und da wurde auch das Argument gemacht, so nach dem Auto "Elektorautos", alles schön und gut hat auch einen riesen Fußabdruck, etc.
 aber was halt immer vergessen wird, ist, dass wir weniger Autos brauchen.
 Das sozusagen der Individuelle Verkehr muss zurückgetrennt werden.
 Wir sind uns nicht gerne mitgeholfen, wenn die Zahl der Autos immer weiter zunehmend und ein Teil davon Elektroautos vielleicht sind.
 Aber wir vergessen, und das haben wir in der letzten Diskussion auch ein bisschen zu kurz kommen lassen.
 Wir vergessen, dass wir Autos aus der Stadt raus kriegen müssen.
 Wir müssen die numinelle Zahl, müssen wir runter kriegen.
 Und da ist natürlich ein wesentlicher Beitrag, wenn es einfach keine Parkplätze mehr gibt. Dann macht es nämlich keinen Spaß mehr.
 Gut, das vielleicht dazu, dann gibt es noch einen weiteren Aspekt in den Reformenvorschlägen von Andreas Scheuer, der auch für einiges aufsehen gesorgt hat,
 nämlich höhere Busgelder sind geplant. Zum Beispiel für das Parken in zwei Terreie und auf Radwegen.
 Da sollen 100 Euro fernlich werden in Zukunft statt bisher 15 Euro oder mit Behinderung 20 Euro.
 Und für Leute, die die Rettungskasse nutzen, auf der Autobahn kennt ihr 2 oder 3 Spuren.
 Da muss dann jeweils zwischen der am weitesten Linkenspur und der Spur rechts daneben, muss eine so eine Rettungskasse gebildet werden.
 Wenn man so will, eine vierte Spur, damit also Rettungsfallzeuge auf der Autobahn möglichst schnell zum Einsatzort fahren können, durch den Stau durch.
 Leider klappt das immer schlechter, wenn man also Menschen glaubt, die bei Rettungsdiensten arbeiten oder bei der Polizei sind, ist es immer häufiger, dass irgendwelche völlig assozi
 sozialen Zeitgenossen diese Rettungskasse nutzen, um am Stau vorbei zu fahren.
 Oder gar keine bilden erst. Oder gar nicht erst eine Rettungskasse bilden.
 Heute kostet das 240 Euro, wenn man einen Einsatzfahrzeug nicht sofort freie Bahnschaft nach Andreas Scheures Reformvorschlag für die Straßenverkehrsordnung sollen, das in Zukunft 320 Euro sein.
 Ja, Lage und Bewertung für Leben.
 Auf wirklich sagen durchaus sinnvoll, aber zwei Probleme.
 Genau, also das Problem eins ist im Rundinverkehr.
 Also das betrifft jetzt diese Parkverstöße, Halteverstöße. Weiß man ja oft gar nicht wer gefahren ist.
 Dann kann natürlich kein normales Busgeld verhängt werden, weil auch für das Busgeld im Prinzip das Schuldprinzip gilt.
 Also man muss schon feststellen, wer wahrste denn eigentlich?
 Wenn man das nicht verstehen kann und das ja der typische Fall Auto steht da, man weiß nicht, wer zu der jetzt gefahren ist, trägt der Halter oder die Halterin nur die Kosten des Verfahrens.
 Das heißt also, dann zahlt derjenige auf dem das Auto zugelassen ist, zahlt dann nicht etwa das Busgeld, das fällig wird für den Parkverstoß,
 sondern eine Verwaltungsgebühr und das sind derzeit im normalen Ver25 Euro. Das heißt also diese höheren Sätze von 100 Euro für Parken in 2.3 oder auf dem Radweg machen nur dann Sinn, wenn man auch die entsprechende sogenannte Halterhaftung anheben würde.
 Ja, sonst muss man weiss, wenn das Park in 2.100 Euro kostet, aber du nicht weißt, wer es war und weiterhin nur 25 Euro für Verfahrenskosten erheben kannst, dann läuft das ein bisschen leer.
 Die Frage ist, wie oft du bei diesen 2.3 Parken die Leute erwischt?
 Ja, also das ist ja erstmal sinds Transporter, Lieferdienste, etc. Die haben häufig Befreiung und dürfen eh, der gibt's befrengst.
 Und dann gibt es halt dieses Halter.
 Tagsies und dann so dieses Halten, ich spring mal eben in den Laden, da kann ich mir schon vorstellen, dass dann die Ordnungsschütter da mal im Wagen stehen bleiben, einfach warten bis jetzt zurück kommt.
 Dann kann man natürlich den so, aber das ist ein wichtiger Punkt. Ich weiß nicht, wie sich das so mengenmäßig verteilt.
 Also ich würde denken, da muss man einfach bei, also generell sollte man mal überlegen, ob man nicht bei diesen Verfahrenskosten einfach mal eine Schippe drauflegt.
 Also man lässt sich doch mühelos begründen, dass da beim Staat insgesamt Verfahrenskosten 55 Euro anfallen oder auch 100.
 Problem Nummer 2.
 Erst psychologischer oder krimiologischer Sicht ist weniger spannend, wie hoch die Strafe ist, sondern viel spannender ist für die abschreckende Wirkung, wie wahrscheinlich es ist erwischt zu werden.
 Deswegen ist es auch immer so ein Quatsch, das haben wir in den Lagerschnungen nochmal besprochen, freiert Strafe von 2 auf 5 Jahren zu erhöhen, weil das krimiologisch praktisch Wirkungslos ist.
 Also was wirklich, was bringt bei der Spezialprävention, auch bei der Generalprävention, das ist die Wahrscheinlichkeit, mit der Leute damit rechnen, auch erwischt zu werden und bestraft zu werden.
 So und da muss man sehen, parken in 2. Reihe oder parken auf dem Rad, wie es auch heute schon eine Ordnungswidrigkeit ist, kratzt bloß keinen jedenfalls in Berlin.
 Ich weiß nicht, wie es in Bayern aussieht, weil es e-Kan-Ticket gibt.
 Also es ist so extrem selten, dass man mein Ticket bekommt für einen Parkverstoß. Jedenfalls hier in Berlin wird mich interessieren, wie das in anderen Regionen Deutschlands aussieht, dass man echt sagen muss.
 Also wie hoch da jetzt das Busgeld ist, ist als solches glaube ich nicht so weit an die Aussage gekräftig.
 Man muss also erstmal sehen, dass die Kontrollen auf der anderen Seite, muss man natürlich sehen.
 Diese Busgelder dienen natürlich heute auch zur Finanzierung der Kommunen. Die Kommunen sind finanziell sehr häufig schlecht aufgestellt.
 Also schicken sie immer mehr Leute auf die Straße zum kontrollieren. Und wenn dann die Busgel dafür vielfacht werden, wie im Bereich dieser Parkverstoße, gibt es natürlich ein Anreiz für die Kommunen mehr zu kontrollieren und dann macht das Ganze am Ende vielleicht doch sein.
 Ja und ich finde, wenn wir unter dieses Bingo und Strich drunter machen, dann gilt, was ich am Anfang gesagt habe, dass mögen im Einzelfall gute Maßnahmen sein.
 Allein mir fehlt so ein bisschen der Plan und gerade bei dieser SDV-Oreform. Wer das vielleicht eine Chance gewesen, da wirklich, was ich ob die SDV oder das richtige Werkzeug ist, aber so eine Verkehrswende voranzutreiben, und das scheint mir nicht der Fall zu sein.
 Das sind kleine Maßnahmen, die aber das Auto nicht wirklich zurückdrecken werden und deswegen mir so gut, die einzelne Sachen finde, mir fehlt das Konzept. Vielleicht gibt es eins, ich kenn's nicht.
 Wir haben aber zum Thema Finanzierung der Kommunen noch mal einen Thema rausgegriffen, Philipp, das dich schon ganz in der ganzen Weile beschäftigt haben. Wir haben auch schon häufig darüber gesprochen, häufig auch durchaus kontrovers, weil Philipp so das Gefühl hat, das ist auch nicht okay.
 Ich war mir nicht so sicher, Philipp, du hast noch mal genau nachgeguckt, es geht in diesem Fall um die sogenannten Straßenausbaubeitrag.
 Ja, also ich glaube, Straßenbaubeitrag heißt es auch ebenfalls. Bei mir ist das jetzt nochmal auch gepupt. Ich kümmere mich da schon eine ganze Weile darum.
 Ich habe bei mir im Dorf, wo meine Mutter wohnt, bin ich über so ein Fall gestolpert und habe deswegen noch mal nachgeguckt.
 Ich weiß gar nicht, an die 80 kriegt 700 Euro Rente wohnt am Ende von einem Sandweg und jetzt hat die Gemeinde beschlossen, also die Frau lebt wieder von Eier zu verkaufen.
 Also, das ist wirklich ganz herzsch Gute Frau, aber die Lebt wirklich am Existenzminimum. Und die lebt am Ende von einem Sandweg, am Dorfrand mit drei Anliegern, sie einer davon oder eine davon.
 Und jetzt hat die Gemeinde beschlossen, ja, wir bauen deine Straße aus, das ist ein Sandweg, aber wir flass dann das jetzt und machen das richtig schön.
 Ja, wir haben richtig schön.
 Nach dir richtig check. Und dann kriegt sie aufbauwest.
 Wir richten die Rechnung serviert und die muss über 10.000 Euro an die Gemeinde zahlen.
 Und niemand dieser Anlieger will, dass diese Straße sein wird.
 Gegen ja wunderbar auch ohne. Gegen wunderbar auch ohne die Gemeinde sagt doch wollen wir. Hier ist übrigens die Rechnung. Das ist ein Anteil. Also 75 Prozent zahlt das Land, 12 Prozent zahlt die Kommune und 12 Prozent müssen die Anliegern in diesem Fall zahlen.
 Und das ist in dem Fall eben, weil zu wenig Anlieger sind und 10.000 Euro wie Frau. Das ist für die Frau die Faktor nicht zu stimmen.
 Die hat überlegt, da mich jetzt mehr Eier verkauft und ich sage das kannst du dir sparen. Ist jetzt so gemeinde gegangen. Stunden, ja machen sich keine Sorgen 6 Prozent zinsen.
 Die wollen mit der Frau Geld verdienen. Die kriegen, die Kommunen kriegen ihr Geld umsonst.
 Die Faktor sind aber oft der Hörmer gleich nach dem Auto dazu sind aber irgendwie auch dazu gezwungen, 6 Prozent zunehmend ist es bizar.
 Und der Grund dafür ist eben dieser Straßenausbau oder Straßenbaubeitrag. Und da ist halt das so, dass die Gemeinde die Anwohner einer Straße an diesen Kosten beteiligen kann, wenn eine reguläre Straße, die es schon gibt, die Anerkennung ist, erneuert wird und wenn diese Anlieger mit ihrem Grundstück ein Sondervorteil von diesem Ausbau dieser Gemeinde Straße haben, das hat das Bundesverfassungsgericht auch von ein paar Jahren mal bestätigt.
 Und bei mir ging da echt der Rage Mode an. Das kann ich nicht anders sagen. Also wenn ich meinen Kindern meinem Sohn erklären soll, oder damals erklärt er was sind Steuern.
 Dann habe ich gesagt, das sind Abgaben, die wir alle in die Kasse werfen, damit wir sowas bezahlen können, wie Polizisten, Polizisten, Lehrer, Lehrerinnen und so mal wie aus Straßen.
 Und dann erfährst du sowas und da hörst du eine Frau soll 10.000 Euro zahlen, was sie nie wuppen kann, weil eine Straße gebaut wird, wo sie eine Abgeordnete zahlen soll, weil sie einen Vorteil für ihr Haus hat, was sie aber nicht will und dafür soll sie 10.000 Euro zahlen.
 Ich kenne auch weiß auch von Fällen, wo Leute ihr Haus verkaufen müssten, weil sie eine Gebühr zahlen sollten, die erhoben wird mit der Begründung, ihr habt ja ein Vorteil für euer Haus.
 Und ich finde das völlig unverhältnismäßig und ich habe damals auch mit dem Kläger gesprochen, der vor das Bundesverfassungsgericht gezogen ist.
 Und ich fand das jetzt noch mal ganz interessant, mal mit jemandem zu reden, der so die Kommune vertritt und dann perpektive, weil ich habe gedacht, das kann nicht wahr sein.
 Das ist wegelager rei, die Kommune treiben ihre Leute in den Rohien, indem sie den quasi Straßen aufzwängen mit der Begründung ihr habt einen Vorteil und dafür müsst ihr einen Anteil zahlen und der ist unverhältnismäßig hoch.
 Also habe ich gesprochen, jetzt diese Woche mit Ulrich Becker, das Anwalt hier am Leipziger Platz für dieses Thema hat auch ein Buch geschrieben, Link für den Ingenieur.
 Und das Interessante ist eben, dass Herr Becker vor allen Dingen die Kommune vertritt und der ist jetzt kein Ideologe.
 Also in Wisserschönen muss man ja dazu sagen, also in Wisserschönen sieht er, dass er positiv für die Kommune mit Hilfe dieser Beitragsbescheide natürlich Geld verdienen oder jedenfalls Geld einnehmen wollte.
 Und sie wirklich einen Plus machen ist dann noch eine andere Frage, aber jedenfalls wollen sie damit Geld einnehmen.
 Genau, und er vertritt also die Gemeinden und ist halt in vier vielen Fällen, falls fahren dabei eben zu begründen, warum dieser Straßenbaubeitrag durchaus legitim ist und in eine Begründung klingt so.
 Also es ist richtig, dass ein Großteil zum Schild die Bundesautobahn natürlich übersteuern finanziert werden.
 Und der Grundgedanke der Beitragsfinanzierung von Gemeinde Straßen ist, der das ist ein abgrenzbaren Teil sozusagen die Bevölkerung gibt die besondere Vorteile davon haben.
 Das sind die Grundstücke, die über die Straße unmittelbar erschlossen werden.
 Das ist, finde ich, auch nachvollziehbar zu sagen, die haben eine besondere räumliche Nähe, aber auch eine besondere wirtschaftliche Nähe zu der Straße.
 Und können deshalb daran beteiligt werden. Man kann es auch anders machen, aber ich halte das sozusagen für einen zulässigen Ansatzpunkt um die Andeger von Straßen über die Steuerpflicht hinaus, der sie natürlich auch unterliegen für diese Anlagen besonders zu beteiligen.
 Also die Idee, aber es zu sagen, ja, es gibt Straßen, die werden halt wirklich von der Allgemeinheit genutzt, ja Autobahnen und so weiter, aber es gibt eben auch Straßen, die werden vor allen Dingen von Anwohnern genutzt.
 Und insofern sollten sie an der Reparatur ein Anteil haben.
 Macht sie hin oder? Ja, das ist die Frage. Also ich finde, dass du was erähnst, du hast ja in meinen Ragemon Enys auf verstanden.
 Also, sagen wir mal so. Ich glaube, ich glaube, man muss ein bisschen differenzieren zwischen der grundsätzlichen Idee, die Anwohner zu beteiligen, an diesem Vorteil der Schließung ihres Grundstücks, auf der einen Seite und auf der anderen Seite der Frage, wie wird das im Einzelfall konkret umgesetzt und berechnet.
 Also, wenn dann natürlich dann fünf bis fünfstellige Beträge fertig werden, dann muss man schon ganz ehrlich sagen, das kann einfach eine Menge Geld sein.
 Ich denke, da ist es einfach sinnvoll, da werden eine Gemeinde diese Bescheide irgendwie sinnvoll brechen. Also ich in der Mich zum Beispiel, dass meine Eltern hat das auch betroffen in 70er Jahren, irgendwie.
 Da hatten wir mal ein Familienhaus in Westdeutschland und unser Grundstück war halt einfach wahnsinnig breit, gar nicht tief, aber es hatte wahnsinnig viel Straßenkante und die Gemeinde, in der wir damals lebten,
 hatte irgendwie diese Beitragsbemessung danach berechnet, nicht etwa wie für Menschen da leben oder so, sondern wie für Meter Straßenkante du hast.
 Und wir hatten also einen absurd hohen Ausbaubeitrag und während unsere Nachbarn mit einfach nur anderen geschnittenen Grundstücken und Bruchteil bezahlt haben.
 Und so was, das seg natürlich quasi an der Akzeptanz eines solchen Beitrags, wenn dann warten die Gemeinden sind aufgerufen, da denke ich darauf zu achten, eine Kapungskrenze einzuführen, also nicht mehr als X-Euro pro Grundstück.
 Und zum anderen diesen Beitrag irgendwie so zu erheben, dass es sehen macht. Und dann musste natürlich faire Stundungsregelung einführen.
 Ja, es kann natürlich nicht sein, dass diese 10.000 Euro, wie du das jetzt geschildert hast, hier viele mit einem extrem Beispiel, der alten Omi quasi, ihr Häuschen und am Hintern wegfenden, so effekt.
 Das kann natürlich nicht richtig sein, sondern dann muss das eben abgestottet werden, dass mit einer Kapungskrenze keine Ahnung auf 1,2,3 Prozent des zuversteuern in Einkommenspromodern.
 Also ich weiß nicht, also ich glaube die entzeilen und fragen sind diese modalitäten des Zahlen, aber das man grundsätzlich, wenn man einen tatsächlich einen Vorteil hat aus einer sinnvolleren Erschließung eines Grundstücks, dass man da auch weiterleitet, da finde ich jetzt nicht so skadalös.
 Also diese Verzinsung, das habe ich auch noch mal nachgefragt bei Becker und der Saar, die Kommunen müssen bei der Stundung 6 Prozent berechnen.
 Nach der Abgabenordnung haben Sie ein Zinsatz von 6 Prozent pro Jahr, wenn ich mal übertreibe, kann der Kommunen nichts besseres passieren als im Moment Beiträge zu zinsen, weil sie die Tieren dünn irgendwo anits kriegen.
 Ja, und das ist halt, und ich glaube, also so wird für mich auch aus dieser ganzen Sache so ein bisschen so ein Schu, dass ich denke und das ist auch Beckerseugument, ich habe ihn gefragt, was ist da mit diesen Fällen?
 Was ist da mit diesen 10.000 Euro? Das ist ja völlig unverfahren.
 Ja, da müssen wir nicht sichtbar. Da müssen Leute mehrere tausend Euro sein, das kann auch nicht sein. Und er sagt, ja, er hält diesen Ausbau weiter so wie du, aus das Prinzip her für okay, aber die politische Ausgestaltung in den Kommunen, die klappt halt.
 Manchmal oft wie auch immer nicht, weil, und das finde ich, ist nachvollziehbar, die Gesetze vielleicht auch ein bisschen zu locker gestrickt sind. Also ich finde, dass es gibt natürlich Formell eine Mitwirkung, der Leute, die da betroffen sind, die werden angehört, aber in der Regel so war das in dem Fall zumindest, wird den das mehr da weniger nur mitgeteilt.
 Und da werden dann irgendwie Polar gebaut und alle, die da wohnen, sagen wir wollen keine Polar. Und Sie sagen dort sind wir beschlossen, wir machen Polar. Das sozusagen, dass sozusagen die Leute nicht mit eingebunden werden und dann natürlich natürlich auch die Akzeptanz sinkt.
 Und ich finde, das muss gesetzlich, wenn das schon kassiert wird, so strukturiert sein, dass die Leute, die diesen Ausbaubeitrag zahlen sollen, wirklich strukturiert, beteiligt werden und ganz klar, wie in so einer Wohnungs-Eigentümergemeinschaft festgelegt ist, welche Rechte haben sie, wie oft müssen sie abstimmen, wo rüber dürfen sie abstimmen, etc.
 So dann, weil es so in der Gemeinde ist, ist nämlich gelaufen, wir haben das beschlossen, wird euch mitgeteilt. Wir haben deine Mehrheit.
 So, Bam, ja, wir habt uns gewählt, wir sind unsere eure präsentanten, bitte zahlt. Aber weil die, weil die Begründung ja gerade ist, ihr habt einen besonderen Vorteil, ihr werdet daran beteiligt, weil ihr das extra nutzt und deswegen beteiligen wir euch ganz explizit.
 Das kann nur heißen, dass die Leute auch mehr Mitsprache dabei haben, wie das am Ende umgesetzt wird. Das wird manchmal gemacht, aber nicht immer.
 Und deswegen ist der Straßenbaubeitrag auch so umstritten, da es gibt denen jetzt noch in elf Bundesländern, in vielen wurde abgeschafft, bei ein Berlin zum Beispiel und zwei Bundesländern sind gerade dabei, den abzuschaffen,
 den Berg vor Porn und Turing unter anderem. Aber jetzt kommt ein Punkt, den Bäcker noch gemacht hat dieser Anwalt, den ich hier auch noch mal, den wir hier auch mal in Ring werden sollen, weil mir das überhaupt nicht bekannt war.
 Er sagt nämlich, ja, der Straßenbaubeitrag, der Markweite auf dem Rückzug und umstritten sein in vielen Bundesländern und in vielen gibt es auch Tendenzen in den abzuschaffen.
 Das heißt dabei nicht, dass die Leute nicht mehr am Straßenbau für ihre Tür beteiligt werden können, denn dieser Straßenbaubeitrag, der kann nur für die Erneuerung bestehender, anerkanter sozusagen verwaltungstechnisch anerkanter Straßen erhoben.
 Werdem, viele Menschen vor allen Dingen im Osten, wohnen aber an Straßen, die sie vielleicht für Straßen halten, weil sie darauf fahren und auch Kanalisation und Strom und alles ist, die aber offiziell Verwaltungstechnisch gar keine Straßen sind noch nicht.
 Und wenn die nämlich jetzt erneuert werden, diese Straßen, die wieder so heißt noch nicht abschließend hergestellte Ersten, wie heißt das erstmals endgültig hergestellt sind, nämlich so Sandwege in Branden-Moschen davon.
 Wenn die jetzt mit dem aus Falt überzeugen werden oder geflassert werden, dann fällt es bei kleinen Straßenbaubeitrag mehr an, weil der vielleicht abgeschafft wurde, aber es gibt einer Schließungsbeitrag der Fälligwirt.
 Also so als würde dein Haus zum ersten Mal an die Zivilisation angeschlossen werden. Und er sagt davon sind Millionen Leute vor allen Dingen im Osten betroffen, die glauben sie wohnen an der Straße, alles da, Strom zu verabbar.
 Sieht erst mal an der Straße aus. Wir nutzen das auch eine Straße, aber wenn das dann ausgebaut wird, stellt sich raus, ob es gar keine Straße ist nicht erst malig endgültig hergestellt.
 Und das hat das Bundesverwaltungsgericht entschieden, diese Sandwege, wie sie vor allen Dingen, sammermal nach der DDR im Osten, gab und immer noch gibt, die sind eben nicht erst malig endgültig hergestellt.
 Heißt, wenn das Ding mit Asphaltierung oder irgendwie überzogen wird, ist das eine Ersterschließung und da gibt es einen Erschließungsbeitrag.
 Und dann wird es nicht billig.
 Da zahlen die Leute nicht wie beim Straßenbaubeitrag 10, 20 Prozent dieser Kosten, sondern 90. Und die Kommunen müssen diesen Erschließungsbeitrag kassieren.
 Wenn sie so eine Straße erst malig sozusagen ausbauen und er sagt, dass davon sehr viele erschätzt über die Hälfte der Gemeinde Straßen im Osten betroffen sind.
 Und dass sich da noch eine ganze Menge umgucken werden und er sagt, diese Art führt zu einer Politikvertrausenheit.
 Wenn sie auf der einen Seite den Bürgern sagen, ihr müsst für eure Straßen keine Beiträge mehr bezahlen und sich dann herausstellt, das betrifft aber nur eine bestimmte Beitragsart und den vielen, vielen Fällen, werden nach wie vor Erschließungsbeiträger hoben.
 Dann führt das zu einem hohen Maß an Enttäuschung, auch Verbitterung.
 Also, der Kern ist ja die Frage, sollen diese Straßen von der Stahl bezahlt werden.
 Also die Länder, die jetzt diese Straßenausbaubeiträge abschaffen, die müssen diese Kosten den Kommunen ersetzen, die ihn da entgehen.
 Weil sie diese Abgaben nicht mal einnehmen können.
 In Brandenburg sind das so 30, 40 Millionen pro Jahr, die das Land Brandenburg an die Kommunen ausschuten muss.
 Wenn den jetzt auch noch zum Beispiel diese Erschließungsbeiträge gestrichen würden, sagt Becker, dann werden das so drei ställige Millionenbeträge.
 Und wo man ehrlich kommunizieren müsste, ja, ihr müsst diese Abgaben nicht mehr zahlen.
 Okay, aber dann muss es eben über die Steuer von allen finanziert werden. Und der Frage ist, wollen wir das?
 Wollen wir diese Straßen, die halt von paar Leuten genutzt werden, zur Steuern finanzieren?
 Ja. Und ich glaube ganz ehrlich, also ich sehe dieses Risiko auch, dass der Herr Becker da angeschnitten hat, also insbesondere weil diese Unterschiede zwischen Straßenausbaubeiträgen und Erschließungsbeiträgen selbst mehr als die Risten nicht so wirklich klar waren.
 Mir ist klar, diese Gebührenbescheide sind für Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter, der totaler Horror.
 Ja, also alle Freunde von mir beganden, die in dem Bereich arbeiten, die sagen, also so Schließungsbeitragsrecht oder Straßenausbaubeiträgen, das ist so quasi das Straflager der Gulag im Verwaltungsgericht.
 Ja, wenn das dir verdorben hast, mit dem Präsidiumland ist sie da oder manche machen es auch so, dass sie das wie so ein Wanderpokal in jeder Kammer so ein bisschen so für Buchstaben,
 ah, irgendwie so dabei streuen. Also ich mir war klar, dass es das gibt, aber ich diese Unterschiede, die du jetzt gerade rausgearbeitet hast,
 viele dazwischen Ausbaubeiträgen und Erschließungsbeiträgen waren mir auch nicht klar. Und ich glaube, wenn man irgendwie mit großer Gese das eine Abschaft unter als andere aber nicht, das kann nicht gut gehen.
 Ja, zumindest wenn man eben kein Mensch, wenn man den Leuten das nicht klar macht, wenn man das so mitten an der Gesef
 steht aber kein Mensch, das versteht kein Mensch. Und dann die Frage, die Frage, natürlich bei solchen die ristischen Kategorien gibt es dann mal wieder defizierte Abgrenzungsprobleme zu,
 ist eine Straße denn schon erstmals hergestellt? Entkuldig, erstmals, entkuldig hergestellt ja, denn dann Sandweg nicht. Aber was ist mit dem Kopfsteinflasterweg? Ist das dann schon eine Straße? Ja oder nein?
 Was ist wenn da irgendwie mal der Bauer vor 50 Jahren mal kaputtet, hier kaputtet Ziegel hingekippt hat und das irgendwie festgerufen?
 Ja, vor allen Dingen gibt es jetzt nämlich jetzt nämlich den Fall in diesen also früher, wenn du den Straßenausbaubeitrag hast, dann könnte die Kommune entscheiden.
 Ja. Ist die Straße jetzt schon fertig? Machen wir das mit dem Ausbaubeitrag, wo die Leute nur 10-20 Prozent zahlen oder ist das die erst maliger Schließung, wo sie 90 Prozent zahlen müssen?
 Also da nehmen wir nochmal den Straßen ins Weife, weil den Straßen, wenn der jetzt ausgebaut wird, wenn er abgeschafft wird, dann hat die Kommune die Wahl entweder, wir zahlen das komplett aussteuermitteln.
 Oder wir sind wir 90 Prozent um, weil es dann nur noch das Werkzeug des Erschließungen beitragen. Und da muss man ganz ehrlich sagen, also das klingt irgendwie nach ganz schwierig, ganz schwierig.
 Ich bin wahrlich kein Experte für dieses Rechtsgebiet, aber ich denke mal, gerade aus Gründen der Akzeptanz auch politischen Handeln würde ich davon einfach vorstellen, man sollte beides abschaffen und stelle es in lieber ein Bundestopf einführen.
 Ja, ein Erschließungs-Bundestopf, ich meine das ist doch mal wirklich auf. Infrastruktur, ja.
 Ein Infrastruktur-Trap für diese Erschließung und fertig erinnern. Ich finde diese Staffelung nach Nutzung schwierig von Infrastruktur.
 Ganz schwierig. Ich fahre nie Bahn. Also ich sage das mal natürlich, da war ich Bahn, aber da bist du schon für Ego drin.
 Ja oder bis zur Internet. Ja, ich nutze kein Internet.
 Also schwierig.
 Ich finde, solche infrastrukturellen Sachen sollte man aussteuermitteln bezahlen.
 Aber natürlich kommen die Leute dann auch eher und sagen, warum ist die Straße kaputt? Wenn die wissen, sie müssen Ausbaubeitrag zahlen, läuft.
 Ja, schlagloch egal. Wenn sie wissen, das wird auch steuermitteln bezahlt, rennen die Leute, vielleicht den Kommunen die Bude ein und sagen, hier, mach mal Straße schön.
 Mach mal Straße.
 Also man sieht ein Heikwest-Thema, aber da kann man eine Menge, glaube ich, gewinnen und verlieren insofern, da glaube ich sollte man nochmal in Ruhe darüber nachdenken, das wirklich sein muss.
 Wir haben noch ein anderes Thema zum Thema Kommunen, insbesondere Dörfer. Du hast eben Gedanken gemacht über das Problem der Landflucht und wie man Kommunen wieder ertreibt.
 Ja, also Gedanken gemacht. Es war halt so ein bisschen, es gab ja letzte Woche diese Studie vom Institut der deutschen Wirtschaft,
 nach 19 Regionen von knapp 60 in Deutschland, 96, also knapp 100 Droden abgehängt zu werden. Immerhin ein Fünf. Immerhin ein Fünf-Bill. Und ich, wie gesagt, bin häufig auf dem Dorf, du bist auch auf dem Land und wir haben ja hier unter den Hörern auch viel und höheren, viel Diskussionen darüber.
 Wie sieht das eigentlich so aus dem Land aus und wie können so die Zukunft der Dörfer sein und wie ist das eigentlich mit dem Internet? Und da gab es halt diese Woche eine Studie, die vorgestellt wurde, die ist der Oberhane Dörfer.
 Er wurde eben vorgestellt vom Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung und von zum Verein Neuland 21. Und die haben mal untersucht im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums.
 Wie ist das eigentlich, wenn Städter aufs Land ziehen? Also wäre das nicht unter Umständen ein interessantes Mittel, wenn durch das Internet ermöglicht wird, dass Leute eben nicht an arbeitsplatz gebunden sind, wie das ja häufig so der Vollseite,
 sondern dass sie rausziehen können. Und die haben halt 18 dieser Projekte untersucht, wo irgendwie ein ganzer Haufen von Städtern, weil die Mitte zu teuer wurde, zu wenig Kreativität ist und Berlin oder leibt sich, wo sie gesagt haben, okay, wir ziehen raus, wir suchen uns einen kaputten Hof, einen kaputten Immobilienier, machen wir wieder schön.
 Ja, auch irgendwie so eine kleine Industrie im Mobilier. Es gibt ja zum Beispiel auf dem Land häufig alte Mühlen zum Beispiel.
 Alte sehr gewärk, oder solche Dinge. Wunderschöne Gebäude teilweise. Wunderschöne Gebäude. Und machen die wieder fit, ziehen da raus. Und die Studie kommt halt zu dem Ergebnis oder verknüpft das zumindest mit der Hoffnung.
 Ja, da kommen dann halt junge Leute aufs Dorf. Da werden Immobilien im Ortskernen, die vielleicht verfallen werden und sonst keine Nutzung hätten, weil sie viel zu groß sind, wieder genutzt.
 Es kommen neue Ideen rein, es kommt halt neue Technik rein, da kommt frischer Wind in die Dörfer. Und die haben halt diese Dinge untersucht so 15 und haben halt gesagt, ja, ist ein Modell.
 Und da ist übrigens auch bei rausgekommen, das war hier auch ein bisschen strittig, ob die Mieten auf dem Land jetzt billiger sind als in der Stadt. Und sie sind es.
 Also da gibt es mags Einzelfälle geben, wo es auch teure Mieten auf dem Land gibt. Aber guckt mal auf euer Smartphone, da ist das Kapitelbild eingeblendet mit einer Grafik aus dieser Studie.
 Ganz eindeutig sind die Mieten natürlich auf dem Land tendenziell günstiger als in der Stadt.
 Ja, der Punkt war der Leute, die uns da geschrieben haben war, aber es ging, wenn da auf die Mieten nicht isoliert betrachten, es gibt viele andere Aspekte der Lebenshaltungskosten, die auf dem Land in Norden sind.
 Okay, geschenkt. Genau, das mit dem Punkt wollen wir noch. Einen kaufen zum Beispiel.
 Oder Immobilität.
 Mobilität, genau. Und die sagen natürlich, wir brauchen natürlich Internet. So, das ist keine Frage.
 Die Tagespiel haben wir auch noch mal reingepackt, hatte eine Grafik gemacht und so ein Ding, Deutschland im Funkloch, wo angezahlt wird, wo überall LTE nicht funktioniert oder wie schlechte Überallfung ist die Hölle.
 Wobei mir da eine Sache aufgefahren ist. Also in den neuen Ländern zum Beispiel ist der, die auch nicht mehr so neu sind, aber da ist die Gegend rund um Halle und Bitterfeld, ist LTE mehr.
 Ich hände die mäßig, super versorgt. Guilt aber trotzdem als eine der sechs besonders Krisenbefallenen Region.
 Ja, also, also, wir haben die Internet alleine bringt, die ihr auch nicht vor.
 Wie der Typ gesagt hat, hier der Rainer Klingholz, Studienleiter von Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung. Er sagt, entscheidend ist am Ende des Kabels.
 Also, was passiert dann? Internet ist nicht alles, aber ohne Internet ist alles nichts. Also du musst sozusagen gucken, was kannst du am Ende des Kabels machen in diesen Kommunen?
 Und da haben die halt so ein paar Empfehlungen gegeben, von denen ich eine ganz zentraler mitgeben wollte. Klar, man soll die Uhr ein gut behandeln. Also, es bringt alles nichts, wenn man da als Großstädter in so einem U-Fo landet, das für zu krieg.
 Also da muss man sehr darauf achten. Aber vor allen Dingen müssen die Kommunen das eben als Chance für sich begreifen.
 Sammaman mal die Leute, die sich da ansiedeln wollen, auch unterstützen. Vor allen Dingen auch mit Immobilien, sagt Silvia Henich vom Verein Neuland 21.
 Viele haben vor Ort, oft sogar im Ortskern, wirklich große, alte, kommunale Liegenschaften, die verfallen und den Ortskern verschandeln. Für solche Baute interessieren sich diese Digitalarbeiter, diese Stadtwanderer, gibt ihnen Ruinen. Das ist das, was du nach sie suchen und das sollte man besser ankreisen.
 Da gibt es also auch Webseiten, wo man das tatsächlich machen kann Neuland 21, hilft er sicherlich der Verein in der Studie, die wir verlinkt haben, gibt es auch viele Informationen dazu. Also da ist sozusagen der Appell an Dörfer an Bürgermeister Bürgermeister und an Kommt, kleine Städte, guckt welche Immobilien erhabt und preist die diesen Leuten an sich.
 Vor allem in der City. Denn es gibt ja inzwischen gerade auch in den östlichen Bundesländern, so die, oder manchmal auch im Westen, so diesen Effekt, der so einen Donat Dörfer,
 Donat außen ein Ring in der Mitte ein Loch. Nämlich die Idee dahinter ist, der Ortskern verfällt und ringsherum bilden sich große Neubaugebiete mit hübschen Einfamilien, die Fächten verbrauchen, Spannaläne vertreiben und Gewerbegebiete.
 Also Einfamilienhäuschhaus-Siedlung und Gewerbegebiete blühen, aber der Ortskern verfällt. Das sind diese sogenannten Donat Dörfer oder Donat-Städtchen. Und da kann man natürlich wunderbar gegenhalten, wenn man diese, wenn jetzt hier ein bisschen böse als Ruinen bezeichnet.
 Aber diese Gebäude in der Innenstadt, die häufig im Kern eine super Bausubstands haben, wenn man die eben reaktiviert und das ist also dann eine klassische Windsituation, diese digitalen Arbeiter bekommen relativ günstige Immobilien und die Orte werden wieder mit Leben gefüllt.
 Oh ja und die Frage ist natürlich, reicht das jetzt um die Landflucht zu stoppen und Rainer Klinghals, der Studienlater von Berlin Institut, beantwortet diese Frage so nach dem Motto, können wir noch nicht sagen.
 Wir wissen nur, dass etwas spannendes passiert, dass neue Menschen mit neuen Ideen sich für das Leben auf dem Land entscheiden oder gerade dabei sind, sich das zu überlegen.
 Was daraus wird aus diesen durchaus sichtbaren Potenzial, das muss man abwarten, aber es kann einmal mehr werden.
 So und ich würde sagen, wie gesagt, Landflucht wird damit nicht gebremst, aber es ist einhebel und ich finde es glaube einhebel der vielen Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern vielleicht noch nicht so bewusst ist.
 Und da gibt es eine Nachfrage. Gibt es denn da schon Portale? Ich meine das ist ein klassisches Matchmaking-Problem, das gibt die Nachfrage der Menschen, die in den Städten eigentlich nicht mehr so richtig leben wollen, weil es zu teuer ist und es gibt auf dem Lande die Liegenschaften, die Immobilien, die man reaktivieren müsste.
 Das ist doch ein Matchmaking-Problem. Da müssen einfach zwei Gruppen einander finden. Und gibt es da schon irgendwie Internetportale?
 Also ich würde sagen, ja, gibt es Handdemie, zumindest erzählt. Ich kenn die Adressen nicht, aber ich bin mir sicher, dass es die gibt. Aber wenn ihr zum Beispiel neulangst.
 Also trage wir nach. Aufruf, kommentiert es bei uns und trage mir gerne nach.
 Traum, wir genannten nach. Neuland an 20 ist und Verein, der dabei hilft, das zusammenzubringen und wenn man sich an die windet oder eben diese Studie liest, die wir verlinkt haben, da sind auch nahm drin.
 Wie das wirklich interessiert, die für den sollte dieser Schritt nicht zu komplex sein, sich an diese Leute zu wenden. Und da trifft man glaube ich auf Ofen Ohren.
 Ja und es ist ehrlich gesagt ein total spannender Erfahrung. Ich bin ja so ein bisschen dabei engagierlicher für so einen gemeinnütziges Projekt eben in Brandenburg.
 Wo es darum geht, ein altes Gebäude zu reactivieren, nicht nur als zu Wohnzmecken, sondern primär jetzt mal so als Veranstaltungszentrum.
 Aber ringsherum gibt es durchaus auch noch Gebäude, die mittelfristig wieder für Wohnzwecke genutzt werden können. Und das macht auch total Spaß.
 Es ist echt total schön, es sind richtig schöne Aufgabe.
 Ja, wir kommen noch zu zwei kurzen Hinweisen zum einen, eine Stellenanzeige. Die GFF, die Gesellschaft für Freiheitsrechte sucht einen engagierten Menschen.
 Wer männlich oder weiblich führt die Presse und Öffentlichkeitsarbeit. Die Gesellschaft für Freiheitsrechte kennt ihr vielleicht. Es sind gemeinnütziger Verein hier in Berlin ansässig.
 Da bin ich der Vorsitzende, ehrenamtlich. Und wir setzen uns mit strategischen Klagen für Grund und Menschenrechte ein.
 Verschiedene Klagen der GFF sind ja auch hier schon Thema in der Lage gewesen. Themen bei uns sind vor allem bisher Datenschutzpressefreiheit.
 Wir haben zum Beispiel gegen die Staatstrojana verschiedentlich geklagt. Klagen jetzt gerade gegen den Dezensusvorbereitung für die Volkszählung 2021.
 Aber auch anti-Diskriminierung. Also zum Beispiel unterstützen wir eine ZDF-Sanalistin in ihrem Streit mit dem ZDF.
 Weil sie merkwürdigerweise weniger verdient als alle ihre männlichen Kollegen.
 Und nun suchen wir jemanden für unsere Presse und Öffentlichkeitsarbeit, so 30 bis 40 Stunden in unserem Office hier in Berlin.
 Ist ein nettes Team. Ich finde die Leute jedenfalls super von etwa zehn Leuten, ein paar festangestellte Referendarien, praktikanten.
 Und wir bieten, denke ich, eine super spannende Tätigkeit und vor allem eine etwas überdurchschnittliche Bezahlung jedenfalls für das NGO umfällt.
 Wenn ihr Interesse habt, link packen wir in die Show notes. Freiheitsrechte.org/jobs.
 Freiheitsrechte.org/jobs. Ich freue mich sehr über eure Bewerbung. Bitte schnell bis zum 6. September Mittags da endet die Bewerbungsfrist.
 Ich habe auch noch einen kurzen Hinweis. Und zwar erscheint in meinem Labelküchenstudio ja auch noch ein anderer Podcast.
 Erinnert sich mein Freund der Baum, weil Andreas Baum ihn macht und moderiert zusammen mit an die Arbeit und die regen ja immer so über vier Bücher, drei diese Lesen haben, einst das sie nicht gelesen haben.
 Und da ist ein neuer Folge erschienen, unter anderem über TCBOL und ihnregionen.
 Und das möchte ich euch doch ganz verstärkt ans Herz legen. Die waren neulich auch auf so einem Literatur Podcast.
 Treffen von so einer Zeit trifft glaube ich war es eingeladen und stellte sich raus. Das sieht, dass sie von vielen schon ganz erfüchterlich empfangen wurden, weil die halt schon seit ein paar Jahren die beiden das machen, das Bücherradio im Küchenstudio, mein Freund der Baum.
 Und das wurde in der Szene durchaus gehört und das war natürlich ein erfreuliches Feedback und dann haben sich gefreut.
 Und deswegen auch hier nochmal empfohlen hört mal rein, link findet ihr in den show notes oder einfach in eure Podcast app. Mein Freund der Baum eingeben und abonnieren.
 In diesem Sinne würde ich sagen die Lage der Nation für diese Woche zumindest ist abstiesende Örtat.
 Wir hoffen ihr hattet eine spannende Sendung, wenn ihr wenn sie euch gefallen hat schinkt uns doch bitte ein paar Sternchen weitjuns.
 Empforder und empfielt uns weiter. Also wenn man so ein bisschen fragt Menschen die die Lage hören woher kennt ihr uns eigentlich dann heißt es fast immer, weil ein Freund oder eine Freundin euch empfohlen hat.
 Insofern freuen wir uns sehr wenn ihr das tut empfielt uns weiter an eure Familien und Freundinnen und Freunde und vor allem bleibt uns gewogen, habt ein schönes Wochenende und bis ganz bald.
